
die Familienzulagen pro Jahr ge-
braucht werden. Er verschweigt, 
dass im Jahr 2015 nur 1,6 Millionen 
übrig blieben. Die Wirtschaftskam-
mer will jährlich 8 Millionen her-
ausholen, 6,4 Millionen Beiträge 
hätten gefehlt, das Vermögen müss-
te her. Dann schreibt er dazu: «Es 
kann nicht von einer Aushöhlung 
der FAK die Rede sein.» Da ist wohl 
das Wort «nicht» hineingerutscht, 
kann passieren. Mit Nein wird ge-
gen eine Aushöhlung gestimmt.
«Firmen (mit längerer Wartefrist 
der Taggeldversicherung) erhalten 
eine Rückerstattung der Löhne.» 
Das ist der Originaltext der Initian-
ten. Sie haben richtig gelesen, – für 
Löhne von Firmen – nicht etwa für 
Familien! 6,5 Millionen für eine 
Rückererstattung von Löhnen  an 
Firmen pro Jahr. Im Jahr 2015 hät-
ten 6,4 Millionen aus den Reserven 
für Familienzulagen genommen 
werden müssen. Das ist Fakt. Das 
ist doch eine Aushöhlung, eine Aus-
beutung der Familienausgleichskas-
se für die Wirtschaft. Die Wirt-
schaft würde die Reserven für Fa-
milienzulagen verzehren. Der Ge-
sellschaftsminister hat schon ange-
kündigt, falls die Initiative ange-
nommen wird, etwas zu unterneh-
men, damit nicht der Staat zum 
Handkuss kommt, wenn die Reser-
ven fehlen. Ja dann gute Nacht. Fa-
miliengeld für die Wirtschaft, das 
wäre der Oberhammer, deshalb: 
Nein in die Urne.

Herbert Elkuch,
DU-Landagtsabgeordneter,
Platte 44, 9488 Schellenberg

Kita-Finanzierung 
kann nur ein
Anfang sein
Die Initiative der Wirtschaftskam-
mer beinhaltet zwei Vorhaben. Ei-
nerseits sollen die Taggelder des 
Mutterschaftsurlaubs nicht mehr 
über die Krankenversicherungen, 
sondern aus dem Topf der Familien-
ausgleichskasse (FAK) entrichtet 
werden. Damit sollen familien-
freundliche Unternehmen bei 

Schwangerschaften in der Beleg-
schaft nicht mehr unverhältnismäs-
sig belastet werden, denn die Prä-
mien erhöhen sich bei Mutter-
schaftsurlaub gleich wie bei krank-
heitsbedingten Ausfällen. Anderer-
seits wurde die Initiative um die 
fast identische Vernehmlassungs-
vorlage der Regierung zur Kita-Fi-
nanzierung vom Dezember 2015 er-
gänzt, worauf die Regierung ihre 
Vorlage zurückzog und der Wirt-
schaftskammer das Feld überliess. 
Die öffentliche Diskussion bei Geg-
nern und Befürwortern dreht sich 
fast nur um die Kita-Finanzierung. 
Immer emotionsgeladener werden 
unterschiedliche freiwillig oder not-
gedrungen gewählte Familienmo-
delle gegeneinander ausgespielt, 
womit der Sache am wenigsten ge-
dient ist. Der LANV steht klar hinter 
diesem Teil der Initiative, obschon 
wir die Vernehmlassungsvorlage be-
vorzugt hätten. 
Das Hauptanliegen der Initianten 
hingegen gerät in der öffentlichen 
Diskussion immer mehr in den Hin-
tergrund, da sich offensichtlich nie-
mand persönlich benachteiligt 
fühlt. Der LANV tut sich mit der 
Verlagerung des Taggelds von der 
Taggeldversicherung zur FAK hinge-
gen äusserst schwer. Ungerechtig-
keiten gegenüber familienfreundli-
chen Unternehmen durch das jetzi-
ge System der Taggeldversicherung 
könnten unseres Erachtens mit soli-
darischen Prämienanteilen für Mut-
terschaft gelöst werden. Somit kann 
der Topf der FAK neben der Kita-Fi-
nanzierung für weitere echte Ver-
besserungen in der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf verwendet 
werden. 
Seit der gesetzlichen Verankerung 
von Elternurlaub im Jahr 2003 plä-
dieren wir für bezahlten Elternur-
laub aus Überschüssen der FAK, da 
sich viele Familien unbezahlten El-
ternurlaub nicht leisten können. Die 
damalige wirtschaftshörige Regie-
rung argumentierte u.a.: «Bezahlter 
Elternurlaub stellt einen Lohnersatz 
dar. Die Familienzulagen stellen 
aber ‹systemimmanent› keinen 
Lohnersatz dar. Sie dienen als teil-
weiser Ausgleich der Familienlas-
ten, dem wirtschaftlichen Schutz 

der Familie. Den Elternurlaub über 
die Familienausgleichskasse finan-
zieren zu wollen, ist deshalb nach 
Ansicht der Regierung und der 
AHV-IV-FAK-Anstalten abzulehnen.» 
Handelt es sich beim Initiativteil 
Mutterschaftsurlaub nicht auch um 
einen Lohnersatz? 
Weitere Argumente zur Bekämp-
fung von bezahltem Elternurlaub 
können in der Stellungnahme der 
Regierung an den Landtag vom 4.
November 2003 (RA 2003 2791 P) 
nachgelesen werden. Es bleibt zu 
hoffen, dass sich die Zeiten geän-
dert haben. Darum werten wir auch 
die Initiative der Wirtschaftskam-
mer trotz ihrem hohen Grad an Ei-
geninteresse positiv, zumal Wirt-
schaftskammer und Minister Pe-
drazzini ankündigten, weitere 
Schritte folgen zu lassen. Die Wirt-
schaftskammer versprach Verbesse-
rungen bei der Teilzeitarbeit und zu 
unserer Freude setzte sich neben 
Minister Pedrazzini auch Erbprinz 
Alois in seiner Thronrede für die In-
anspruchnahme von Elternurlaub 
ein. Wir werden alle beim Wort 
nehmen und nach der Abstimmung 
eine entsprechende Arbeitsgruppe 
einfordern. 

Sigi Langenbahn, Präsident des
Arbeitnehmerverbandes (LANV)

Daten sichern
Meinungen.li und
die Zukunft
Sehr geehrte Damen und Herren,
Selbstredend können wir nur noch 
dem Entscheid Verständnis entge-
genbringen, wenn Rainer Tschüt-
scher für den Verein «meinungen.
li» schreibt: «Wir haben ‹meinun-
gen.li› neben all unseren anderen 
Projekten und Jobs ehrenamtlich in 
unserer Freizeit geführt und haben 
gemerkt, dass wir diesen Aufwand 
in der letzten Zeit nicht mehr auf 
uns nehmen konnten.» Tschütscher 
fügt hinzu: «Wir sehen unseren 
Auftrag als erfüllt und möchten die 
Plattform nicht krampfhaft online 
halten.» Der Verein hat zwar tat-
sächlich seinen Auftrag ausgezeich-
net erfüllt und alle Erwartungen in 
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